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Stellungnahme des Fachverbandes Leitstellen e. V. zum Entwurf eines Nieder-
sächsischen Gesetzes über die Psychosoziale Notfallversorgung – Nds. PSNVG 

Sehr geehrte Frau Bachmann,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

der Fachverband Leitstellen e. V. bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen der Ver-
bandsbeteiligung zum Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über die Psychosoziale 
Notfallversorgung - Nds. PSNVG - Stellung nehmen zu dürfen. 

Wir begrüßen das Ziel des Landes Niedersachsen, die Psychosoziale Notfallversorgung 
für Betroffene und Einsatzkräfte gesetzlich abzusichern, vorhandene Strukturen zu ver-
stetigen und landesweit verlässliche Qualitäts- und Organisationsstandards zu schaffen. 
Die PSNV ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer leistungsfähigen Gefahrenabwehr. 
Dies gilt nicht nur bei Katastrophen und außergewöhnlichen Schadensereignissen, son-
dern insbesondere für das alltägliche Einsatzgeschehen, in dem der überwiegende Teil 
der PSNV-Einsätze stattfindet. 

Das Ziel des Gesetzentwurfs kann aus Sicht des Fachverbandes nur erreicht werden, 
wenn die PSNV verbindlich in die Führungs-, Alarmierungs- und Kommunikationsstruktu-
ren der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr eingebunden wird. Den Leitstellen kommt hier-
bei eine zentrale Funktion zu. Sie nehmen Hilfeersuchen entgegen, bewerten Einsatzan-
lässe, alarmieren und disponieren Einsatzmittel, unterstützen die Einsatzleitung, veran-
lassen Nachforderungen und dokumentieren den Einsatzverlauf. Zuständigkeiten, Alar-
mierungswege, Erreichbarkeiten, Führungsstrukturen und Datenbestände müssen des-
halb so eindeutig geregelt sein, dass sie durch die Leitstellen jederzeit rechtssicher und 
betrieblich zuverlässig umgesetzt werden können. 
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Der vorgesehene Ausschluss des Katastrophenfalls und des außergewöhnlichen Ereig-
nisses aus dem Geltungsbereich des Gesetzes überzeugt aus leitstellenfachlicher Sicht 
nicht. Der Übergang vom alltäglichen Einsatzgeschehen zu einer größeren Schadenslage 
erfolgt häufig dynamisch und ist nicht immer frühzeitig trennscharf feststellbar. Alarmie-
rung, Nachforderung, Führung und überörtliche Unterstützung müssen daher unabhängig 
von einer formellen Feststellung durchgängig geregelt bleiben. Erforderlich ist eine ein-
heitliche Rechts- und Führungsstruktur, die den Einsatz der PSNV ohne Systembruch vom 
Regelbetrieb bis zur Katastrophe gewährleistet. 

Nicht ausreichend ist es, den Aufgabenträgern lediglich die Koordinierung und Unterstüt-
zung vorhandener Angebote zuzuweisen. Eine wirksame gesetzliche Regelung muss eine 
eindeutige Sicherstellungsverantwortung begründen. Die Aufgabenträger müssen ge-
währleisten, dass geeignete und ausreichend verfügbare PSNV-Strukturen bestehen, de-
ren Einsatzbereitschaft fortlaufend überprüft wird und bei Ausfall oder Rückzug eines An-
gebotsträgers eine handlungsfähige Ersatzstruktur geschaffen werden kann. 

Hierzu gehört auch, dass jeder Aufgabenträger eine fachlich qualifizierte PSNV-Leitung 
bestimmt und mit den erforderlichen Befugnissen ausstattet. Zugleich bedarf es einer ge-
setzlichen Grundlage, geeignete Angebotsträger oder Arbeitsgemeinschaften mit der Auf-
gabenwahrnehmung zu beauftragen. Für die Leitstellen muss eindeutig erkennbar sein, 
welche Organisationen, Einheiten und Funktionen alarmiert werden dürfen, welche Ein-
satzbereitschaften und Qualifikationen bestehen und wer im Einsatzfall die Führung inner-
halb der PSNV wahrnimmt. 

Die vorgesehene Aufnahme der PSNV in die Alarm- und Ausrückeordnungen der Leitstel-
len wird ausdrücklich unterstützt. Sie ist Voraussetzung für eine frühzeitige, einheitliche 
und indikationsgerechte Alarmierung. Zuständigkeiten und Erreichbarkeiten dürfen nicht 
erst während eines laufenden Einsatzes geklärt werden müssen. Die verbindliche Abbil-
dung in den Alarm- und Ausrückeordnungen entlastet Leitstellen und Einsatzleitungen und 
schafft Handlungssicherheit für alle Beteiligten. 

Darüber hinaus sind verbindliche Vorgaben zu den durch die Aufgabenträger bereitzustel-
lenden Daten erforderlich. Hierzu zählen insbesondere alarmierbare Einheiten und Funk-
tionen, Zuständigkeitsbereiche, Erreichbarkeiten, Verfügbarkeiten, Qualifikationen, Füh-
rungskräfte, Kommunikationswege und Regelungen zur überörtlichen Unterstützung. 
Diese Daten müssen vollständig, aktuell und technisch nutzbar in den Einsatzleitsystemen 
hinterlegt werden können. Die Verantwortung für ihre Richtigkeit, Vollständigkeit und Ak-
tualität muss beim jeweiligen Aufgabenträger liegen. 

Auch die Alarmierungstechnik muss dem Stellenwert der PSNV als Bestandteil der Ge-
fahrenabwehr entsprechen. Eine alleinige oder vorrangige Nutzung handelsüblicher Alar-
mierungsanwendungen für Mobiltelefone ist nicht ausreichend. Erforderlich sind resiliente 
und möglichst redundante Alarmierungsverfahren, die auch bei erheblichen Störungen 
oder Ausfällen der öffentlichen Strom- und Kommunikationsinfrastruktur funktionsfähig 
bleiben. Die notwendigen Endgeräte und Schnittstellen sind durch die Aufgabenträger be-
reitzustellen und zu finanzieren. 
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PSNV-Kräfte sind verbindlich in die bestehende Führungsorganisation einzugliedern. Pa-
rallelstrukturen und unklare Zuständigkeiten müssen vermieden werden. Die Unterstel-
lung unter die jeweilige Einsatzleitung ist daher sachgerecht. Zugleich sind die besonde-
ren Führungsfunktionen der PSNV, insbesondere die Leitung PSNV und die Fachbera-
tung PSNV, eindeutig zu definieren und in den Strukturen der Gefahrenabwehr abzubil-
den. Für die Leitstelle muss jederzeit nachvollziehbar sein, welche Führungsfunktion alar-
miert wurde, welche Kommunikationswege gelten und wer für weitergehende oder 
überörtliche Anforderungen zuständig ist. 

Eine anlassbezogene Koordinierung darf nicht erst im Ereignisfall organisatorisch entwi-
ckelt werden. Zuständigkeiten, Kommunikationswege und Arbeitsweisen müssen im Vor-
feld festgelegt, abgestimmt und regelmäßig geübt sein. Eine vordefinierte anlassbezo-
gene Koordinierungsstelle erscheint daher sachgerechter als eine erst im Einsatzfall zu 
bildende Koordinierungsgruppe. Zusätzliche Melde- und Koordinierungsaufgaben sollten 
nicht isoliert der Einsatzleitung vor Ort übertragen werden, sondern durch den Aufgaben-
träger unter Einbindung der Leitstelle nach festgelegten Verfahren erfolgen. 

Die gesetzliche Verankerung der Aus- und Fortbildung von Führungskräften sowie Fach-
beraterinnen und Fachberatern der PSNV wird unterstützt. Ergänzend muss auch das Zu-
sammenwirken von PSNV, Einsatzleitungen, Leitstellen und Aufgabenträgern regelmäßig 
geübt werden. Die Leitstellen sind in die Planung, Durchführung und Auswertung entspre-
chender Übungen einzubeziehen. 

Der Fachverband unterstützt ferner die Einrichtung einer fachlich qualifizierten Landes-
zentralstelle beziehungsweise die Bestellung einer oder eines Landesbeauftragten für 
PSNV. Eine rein administrative Vernetzungsstelle wird den fachlichen und operativen An-
forderungen nicht gerecht. Erforderlich ist eine fachlich ausgewiesene Stelle, die landes-
weite Standards fortentwickelt, Aufgabenträger berät, überregionale Ressourcenübersich-
ten unterstützt und bei landesweiten oder länderübergreifenden Schadenslagen koordi-
nierend tätig werden kann. Auch die Schnittstellen zu Leitstellen, überörtlicher Gefahren-
abwehr und Katastrophenschutz sind verbindlich zu regeln. 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten bedarf es einer hinreichend bestimmten 
Rechtsgrundlage. Leitstellen müssen die für Alarmierung, Disposition, Einsatzdokumen-
tation und Informationsübermittlung erforderlichen Daten verarbeiten und an die zuständi-
gen PSNV-Strukturen übermitteln können. Zweckbindung, Datenminimierung, Zugriffsbe-
rechtigungen, Speicherfristen und Verantwortlichkeiten sind eindeutig festzulegen. Dar-
über hinaus sollte eine anonymisierte statistische Auswertung ermöglicht werden, um Ein-
satzhäufigkeiten, Indikationen, Reaktionszeiten, Einsatzdauern und regionale Bedarfe be-
werten und die Wirksamkeit des Gesetzes überprüfen zu können. 

Die Kostenabschätzung des Gesetzentwurfs erscheint noch nicht ausreichend, da erheb-
liche einmalige und dauerhafte Aufwendungen bei den Leitstellen entstehen. Hierzu ge-
hören insbesondere Anpassungen der Einsatzleitsysteme, die Einrichtung und Pflege von 
Alarmierungs- und Dispositionsdaten, die Integration zusätzlicher Alarmierungswege und 
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Schnittstellen, Tests, Schulungen, Übungen und Dokumentationsvorgaben. Eine Aufga-
benübertragung ohne auskömmliche Gegenfinanzierung würde die Umsetzung gefährden 
und regional unterschiedliche Versorgungsqualitäten begünstigen. 

Ein Inkrafttreten zur Jahresmitte 2027 kann grundsätzlich einen angemessenen Vorberei-
tungszeitraum eröffnen. Voraussetzung ist, dass Rechtsverordnungen, fachliche Stan-
dards, Finanzierungsregelungen und technische Anforderungen rechtzeitig feststehen. 

Schlussbemerkung 

Der Fachverband Leitstellen e. V. unterstützt das grundsätzliche Anliegen des Gesetzent-
wurfs, sieht in der vorliegenden Fassung jedoch erheblichen Überarbeitungsbedarf. Die 
Psychosoziale Notfallversorgung kann nur dann nachhaltig gestärkt werden, wenn die Si-
cherstellungsverantwortung eindeutig geregelt, eine fachliche Leitung verbindlich be-
stimmt, die Einbindung in die Alarm- und Ausrückeordnungen konsequent umgesetzt und 
die technische, organisatorische sowie finanzielle Leistungsfähigkeit der Leitstellen ange-
messen berücksichtigt wird. 

Ohne diese Anpassungen besteht die Gefahr, dass ein gesetzlicher Rahmen geschaffen 
wird, ohne zugleich die für eine verlässliche und landesweit einheitliche Aufgabenwahr-
nehmung erforderlichen Strukturen sicherzustellen. Eine grundlegende Überarbeitung des 
Gesetzentwurfs und eine realistische, auskömmliche Finanzierung sind daher erforderlich. 
Nur auf dieser Grundlage kann das Gesetz sein Ziel erreichen, die Psychosoziale Notfall-
versorgung in Niedersachsen dauerhaft, flächendeckend und qualitativ verlässlich zu stär-
ken. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
Marc Gistrichovsky       Stephan Bandlow 
   (Vorsitzender)     (1. stv. Vorsitzender) 
 

 
 
Über den Fachverband Leitstellen e.V.: Der Fachverband Leitstellen e.V. ist ein Zusammenschluss 
von Leitstellen der öffentlichen Gefahrenabwehr sowie privater Betreiber und Dienstleister im 
deutschsprachigen Raum. Ziel des 2014 gegründeten Verbandes ist es, die Qualität, Effizienz und Si-
cherheit der Leitstellenarbeit nachhaltig zu stärken. 
Der Verband fördert den überregionalen Erfahrungsaustausch seiner mehr als 400 Mitglieder und en-
gagiert sich in der Entwicklung, Bewertung und Weiterentwicklung organisatorischer, technischer und 
fachlicher Konzepte im Leitstellenwesen. Ein besonderer Fokus liegt auf der Standardisierung von Pro-
zessen, der Vernetzung relevanter Akteure sowie der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 
zentralen Fragestellungen der Gefahrenabwehr. 
Als fachliche Plattform bringt der Fachverband Leitstellen e. V. die Menschen aus Praxis, Wissenschaft 
und Industrie zusammen und leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung eines 
leistungsfähigen und zukunftssicheren Leitstellensystems. 


